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Vernehmlassung zur vorgezogenen Revision Tierarzneimittelrecht 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Vorsteher des Eidgenössischen Departementes des Innern EDI hat uns mit Schreiben vom 
20. April 2021 zur Vernehmlassung zur vorgezogenen Revision Tierarzneimittelrecht eingeladen. 
Wir nehmen zu den vorgesehenen Anpassungen der rechtlichen Bestimmungen wie folgt Stel-
lung: 

Wir begrüssen die meisten der vorgeschlagenen Änderungen im Sinne einer Aequivalenz mit 
dem EU-Recht, da sie im Einklang mit den Zielen der bisherigen schweizerischen Regelungen ste-
hen. 

- Das Verbot der Einfuhr von Tieren oder Lebensmitteln aus Drittländern, die mit bestimmten 
antimikrobiellen Wirkstoffen produziert wurden, ist zu begrüssen. Dies weil das Verbot den 
Zielen der Strategie Antibiotika-Resistenzen (StAR) entspricht und die Lebensmittelsicher-
heit und die öffentliche Gesundheit fördert. 

 
- Die Anwendungseinschränkung für bestimmte antimikrobielle Wirkstoffe (Reserveantibio-

tika) kann als Ergänzung zum Verbot der Abgabe auf Vorrat von kritischen Antibiotika be-
trachtet werden. Entsprechend müsste ein Abgleich der beiden Listen geprüft werden. 
Da die Liste der betroffenen Wirkstoffe noch nicht bekannt ist, kann zum jetzigen Zeitpunkt 
nur eine grundsätzlich positive Stellungnahme zum Konzept abgegeben werden. 
Zu beachten ist, dass die Tierärztinnen und Tierärzte in der Schweiz in den letzten Jahren 
mit erheblichem Aufwand den Verbrauch an kritischen Wirkstoffen reduziert und deren Ein-
satz optimiert haben. Diese Bemühungen nun mit zusätzlichen Verboten zu quittieren wird 
die Motivation zur Unterstützung der StAR-Strategie nicht fördern. 

 
- Um die Sicherheit bei Vertrieb und Anwendung von Tierarzneimitteln jederzeit zu gewähr-

leisten, ist die Anwendung der Richtlinien zur Guten Vertriebspraxis (GDP) zu unterstützen. 
Einige Anforderungen werden jedoch einen administrativen und praktischen Aufwand be-
deuten, der besonders kleine Unternehmen, wie z.B. Tierarztpraxen kaum vollständig wer-
den umsetzen können. Der Vollzug hat deshalb einheitlich, risikobasiert und mit Augenmass 
zu erfolgen. 
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Wir erachten die vorgeschlagenen Änderungen als zweckmässig und sinnvoll. Die Anpassungen 
sollen gemäss dem erläuternden Bericht keine Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden 
haben. 

Wir bitten Sie, die in der ausführlichen Stellungnahme aufgeführten Bemerkungen zu berück-
sichtigen. 

Für die Möglichkeit, uns im Rahmen der Vernehmlassung zu äussern, bedanken wir uns bestens. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

sig. sig. 
Susanne Schaffner Andreas Eng 
Frau Landammann Staatsschreiber 

 

 

 

 

Beilage: ausgefüllter Fragebogen 


